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CW: In Luxemburg sclteint in der Tat eine Desngre- 
gntionsplzase eingeläutet zu sein. Iclt wiirde nocli 
niclrt von einer neuen KlirsL~enge~ellsc1it syreclten, 
sondern von einem Nebeneinander versclriedener 
Sclticltten, die keine Solidarität fiireinander empfm- 
den. D k  Brüche verlaufen versclziedenen Linien ent- 
11mg:Auslünder -Luxemburger, S t a a ~ ~ b e ~ m t e n  -An- 
gestellte des Privatrektors, ... 
JetrnnotKreckd: 1111 Bankensektor gibt es auch noch 
geschützte Arbeitsverhältnisse, auch wenn einige 
sich dort beklagen. Doch iiii Vergleich m ~ i i  Bausek- 
tor, zuiii Gaststättengewerbe, ni den Klein- und Mit- 
telbetrieben, niiti Handwerk sind das keine Proble- 
iiie. In diesen Sektoren sind nicht nur die Lohneiiip- 
fänger schlecht gestellt. Auch die Untemehrtierselbst 
sind nicht reich und sie ~tiüssen selbst hart arbeiten. 
Und dieses Auseinanderdriften ist beängstigend. 
Man spürt kein Solidaritätsgefühl, das derii entgegeri- 
wirken würde. 

CW: Ist niclzt auch diis Arbeitsi)erhiil~is, das bislrer 
auf der Partnersclzrift und dem gemeinsamen Inter- 
esse von Arbeitnehmer und Arbeitgeber ir~ifiirrtte, 
dizbei auseinanderzufallen ? Das sclieint mir dat tlicli 
iin Bank~nsektor: Das Kollektivvertrag.~modcll, das 
seit 1967zum Teil den Erfolg deL7 FintrnzplatzeLs aus- 
mriclzte, wurde in Frage gestellt itnd drrrcll ein ncwc>.v 
Modell ersetzt, das nun sclion wieder modifiziert 
wird. Und alle Veränderungen gellen zu Li1stc.n der 
Arbeitnehmer. Und durauf wird natiirlicll mit einer 
gavissen Aggressivitii t reagiert. Und in diesen Rtili- 
incn geitört aucli der Stairtsbeamtenprotest: die 
Angst vor weitergehenden Veränderungen, die iltncn 
gclfiilzrliclz werden könnten. 

JeannotKreckd: Das kann itian so sehen. Die Diskus- 
sion riiuß aber geführt werden, ob das Ausgaiipni- 

veau, von deiii vielleicht Abstriche geniacht werden 
iiiüssen, nicht so hoch ist, daß in der Tat Abstriche 
iiiöglich sind, ohne daß derii einzelnen viel Leid ge- 
schieht. Wir sind ja nicht in einer Krisensituation. 
Deshalb niüßtedoch gerade ni diese~iiZeitpunkt eine 
diesbezügliche, sachliche Diskussion i~iöglich sein, 
die auch miii Nachdenken anregt. 

1ti.p.: Welche Medien sind denn dazu bereit? 

Jeannot Kreckd: Das ist in der Tat ein Problem. Ich 
frage ituch, wo eine solche öffentliche Debatte niög- 
lich wäre, denn das einzige Mediurii, das noch Ein- 
fluß hat, ist das Fernsehen, eventuell das Radio, und 
politische Debatten finden dort ja nicht statt. Alle 
Aussagen iiiüssen in 90-Sekunden-Features gepreßt 
werden. Wie soll ich das denniun iiutden Fragen, die 
wir heute hier diskutiert haben? Heute niorgen ver- 
langte ein RTLJournalist von nur vor laufender Ka- 
iiiera einen Koiiuiientar miii Steuerpaket der Regie- 
rung in zwei Minuten ... Da kann iiian nicht iiiehr 
erklären und nuancieren. Da sind nur noch Schlag- 
wörter inöglich. Also wird die Rede des Politikers 
iiiiiiier nichtssagender. 

foru 1x1: foru iii stc41t gern fiir gesellscha ft.~politi.~cIie 
Debancm zur Verfiigiing. Dieses Ges~)räclr soll den 
Anfirngeher Serie von ivrtiejien Gespriiclten mitPo- 
litikcrn sein, die etwas zu sagen liaben. Und wir ha- 
ben vor, iinserc altc Tradition tlicmenbezogener, yo- 
litischcr Rrtndtiscltgesyriicl~e wieder arrfiitgreifen. 
Den Anfhng mnclien wir am 17. Juni mit der Erzie- 
Iiungsministerin zrim Tlic>ma Aitfnahmeaamen. Fur 
IieutC danken wir Dir fiir diis rn~sfiil~rliclie Gepriicl~ 

Das Gespräch niit Jeannot Kreck6 wurde aiii 3. Mai 1996 aufge- 
noiiiiiien. Von foruiii-Seite waren Rayiiiond Klein, Michel Pauly 
und ('lau& Wey daran beteiligt. 

Der Joghurt bleibt zu 
Hause 

Warum steigende Energiepreise der Umwelt, der Wirtschaft und 
auch den Arbeitnehmern nützen 

Der Konflikt ist bekannt: Die Ökologen fordern eine 
Eiiergiesteuer, uni die uiiiweltzerstörende Ver- 
schweiidung von Energie so weit wie iiiöglich einzu- 
schränken. Die itieisten Ökonomen und die Wirt- 
schaft lehnen eine nationale Energiesteuer ab, weil 
sie die Kosten der deutschen Wirtschaft erhöht und 
ihre Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigt. Schienen 
diese Fronten bis vor kurzen1 noch undurchdringlich, 
so iiiehren sich inzwischen die Versuche zu eirieni 
Ko~tiproiiiiß. Den wichtigsten Beitrag dazu leistet 
derzeit der schweizerische Wirtschaftswissenschaft- 

ler Hans-Christoph Binswanger, der als Vater der 
Ökosteuer-1dee gilt. Sein Trick besteht darin, daß er 
von Eiiergiesteuer spricht, aber den Menschen 
gleichzeitig die Angst vor einer neuen Steuererhö- 
hung niinnit. Iiti Gegensatz ni Konzepten von Bünd- 
nis 90/DieGriinen oder auch der SPDwill Binswan- 
ger die Eiiinahiiien aus einer künftigen Energiesteuer 
in voller Höhe wieder an die Gesellschaft nirückge- 
ben: Zu einerii Teil sollen die zusätzlichen Steuerein- 
nahiiieii in die Reiitenkasse fließen. Dadurch würden 
die Kosten für die iiienschliche Arbeitskraft siiiken, 
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weil sinkende Rentenbeiträge geringere Lohnneben- 
kosten bedeuten. Mit deiii anderen Teil der zusätzli- 
chen Steuereinnahiiien will Binswanger die sozial 
benachteiligten Bevölkerungsgnippen entlasten, die 
von einer Energiesteuer besonders stark betroffen 
werden: "Denkbar wäre eine Senkung der Mehrwert- 
steuer". 

Mit diesem Vorschlag setzt Binswanger tatsächlich 
neue Akzente in der gegenwärtigen Diskussion, denn 
sein Konzept zielt darauf ab, die Urnweltzerstörung 
zu verteuern und gleichzeitig die nienschliche Ar- 
beitskmft zu verbilligen. Wenn dies gelänge, dann 
wäre die Energiesteuer nicht "nur" ökologisch, son- 
dern auch ökonoriiisch vernünftig, weil sie die Wirt- 
schaft zu einer grundlegenden Neuorientierungzwin- 
gen würde. 

Die Energiesteuer würde alle energieintensiven Pro- 
zesse schrittweise verteuern. In einer dynaiiuschen 
Marktwirtschaft würden die Untemehirien auf diese 
veränderte Rahirieiibedi ngung jedoch kreativ reagie- 
ren: Die Wirtschaft würde rasch iieue Teihnoiogieii 
eiitwickelii, uiii den Verbrauch an Energie drastisch 
zu verringern. Das Ziel dieser Innovationen wären 
Techriologieii zur Einsparung von knappen Rohstof- 
fen und knapper Energie - und zur Nutzung emeuer- 
barer Energiequellen. Als Ergebnis dieser Investi- 
tions- und Iiinovationswelle entstünden zahlreiche 
neue Produkte, die als Neuigkeiten verrriarktet wer- 
den kiinnten und gleichzeitig einen Beitrag zur Ver- 
siihnuiig von Okologie und Okonoriue leisten: Straß- 
enbahnen, Windkraftanlagen, Blockheizkraftwerke, 
Solarzellen, wiederverwertbare Fernsehapparate und 
vieles andere riiehr. 

Vor dieseiii Hintergrund koiiuiit ein Gutachten des 
Del~ tsc/ien instihl tr filr Wirtsc/zufisforsc/utng (DIW^) 
in Berlin zu der Schlußfolgerung, daß eine Eiiergie- 
steuer iiiittelfristig iiiehr Arbeitsplatze schaffen als 
vernichten wird. Dabei rechneten die Wissenschaft- 
ler iiiit folgenden Voraussetzungen: Die Eiiergieprei- 
se steigen jahrlich uiii sieben Prozent. Gleichzeitig 
werden Arbeitgeber und Arbeitiiehriier in deiii Maße 
von Lohnnebenkosten entlastet, wie die staatlichen 
Einiiah~iien durch die Energiesteuer steigen. Wie in 
deiii Konzept von Binswanger ~ r d e  auch in derii 
DIW-Modell Arbeit verbilligt uiid Energie verteuert. 
Als Reaktion darauf wijrdeii die Unternehiiien, so die 
Wisseiischaftler des DIW, Eriergieverbrauch durch 
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Arbeit ersetzen. Die Folge: Obwohl in bestimmten, 
sehrenergieintensiven Branchen Arbeitsplätzeverlo- 
ren gehen, würde der Strukturwandel durch die Ener- 
giesteuer bis zuiii Jahre 2005 über 600 000 Arbeits- 
plätze riiehr schaffen als vernichten. 

Im Gegensatz zu Wegwerfwaren 
lohnen sich bei langlebigen 

Produkten auch aufwendigere 
Reparaturen. Deshalb stünde das 

Handwerk durch eine 
Energiesteuer vor einem neuen 

Aufschwung. 

Außerdem würde eine Ekergiesteuer einen Struktur- 
waridei zugunsten der wirtschaftlich rrieist schwäche- 
ren ländlichen Gebiete auslösen. Denn: Die steigen- 
den Eiiergiekosten verteuern die Mobilität, weil sie 
die Spritpreise erhöhen. Dies hätte weitrechende 
wirtschaftliche Konsequenzen. So wäre es bei teuren 
Transportkosten nicht ~iiehr ratsarii, einen Becher 
Joghurt rund 7000 Kilometer durch Europa zu karren, 
bevor er irgendwo in Deutschland ausgelöffelt wird. 
Diese Kiloiiieterza hl errechnet eine Studie des Wup- 
pertal-Instituts fiir Klima, Umwelt und Energie für 
Joghurts, deren Becher in eineiii Teil Europas produ- 
ziert werden, während iiian die Früchte in einem ganz 
anderen Teil Europas eindünstet. Auch der ökologi- 
sche Unsinn, daß Kartoffeln zunischälen nach Polen 
oder Portugal transportiert werden, bevor sie in deut- 
schen Küchen als Ponunes Fi tes  auftauchen, wäre 
durch eine Energiesteuer als ökono~riischer Unsinn 
entlarvt. Nun würden wieder mehr Produkte dort her- 
gestellt, wo sie auch konsuiiiiert werden. In den Iänd- 
lichen Regionen würden neue Arbeitsplätze entste- 
hen. 

Auch das Handwerk würde von einer Energiesteuer 
profitieren. Da sie alle energieintensiven Prozesse 
verteuert, bietet sie einen Anreiz, nicht mehr billige, 
aber iiiit hoheiii Energieverbrauch belastete Weg- 
werfwaren herzustellen, sondern teure, aber langlebi- 
ge Produkte. Iiii Gegensatz zu Wegwerfwaren lohnen 
sich bei langlebigen Produkten auch aufwendigere 
Reparaturen. Deshalb stünde das Handwerk durch 
eine Energiesteuervor einerri neuen Aufschwung, zu- 
riial dann, wenn die Einnahiiien aus der Energiesteuer 
wirklich zur Senkung der Lohnnebenkosten genutzt 
werden. Diese schlagen in arbeitsintensive11 Hand- 
werksbetrieben besonders stark zu Buche. 

Insofern 1äßt sich das vorschnelle Urteil leichtwider- 
legen, wonach eine Energiesteuer ökonoriiisch 
schädlich ist. Wenn es wirklich gelänge, die Einnah- 
iiieri aus der neuen Steuer zur Senkung der Lohnne- 
benkosten und zur Unterstützung der sozial Benach- 
teiligten einzusetzen, dann wäredie Einführungeiner 
Energiesteuer ein erster, wichtiger Schritt zur ökolo- 
gischen, sozialen und ökononuschen Erneuerungder 
Gesellschaft. (...) 
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